
Allgemeine Geschäfts- und Lieferbedingungen der Stahlhandel Potsdam GmbH
I. Allgemeines
1.	Die Geschäftsbedingungen gelten für alle gegenwärtigen und zukünftigen Geschäftsbeziehungen.
2.	Verbraucher i.S.d. Geschäftsbeziehungen sind natürliche Personen, mit denen in Geschäftsbeziehungen 

getreten wird, ohne dass diesen eine gewerbliche oder selbständige berufliche Tätigkeit zugerechnet 
werden kann.

	 Unternehmer i.S.d. Geschäftsbedingungen sind natürliche oder juristische Personen oder rechtsfähige 
Personengesellschaften, mit denen in Geschäftsbeziehung getreten wird, die in Ausübung einer gewerb­
lichen oder selbständigen beruflichen Tätigkeit handeln.

	 Auftraggeber i.S.d. Geschäftsbedingungen sind sowohl Verbraucher als auch Unternehmer.
3.	Abweichende, entgegenstehende oder ergänzende Allgemeine Geschäftsbedingungen des Kunden 

werden, selbst bei Kenntnis, nicht Vertragsbestandteil, es sei denn, ihrer Geltung wird ausdrücklich 
schriftlich zugestimmt.

4.	Bei Streckengeschäften gelten ergänzend die Bedingungen der Preisliste des beauftragten Liefer­
werks.

II. Angebote, Auftragsannahme und Preise
1.	Unsere Angebote sind stets freibleibend. Mündliche Vereinbarungen, Zusagen, Zusicherungen und 

Garantien unserer Angestellten im Zusammenhang mit dem Vertragsschluss werden erst durch unsere 
schriftliche Bestätigung verbindlich. Zwischenverkauf bleibt vorbehalten.

2.	Alle Angaben wie Maße, Gewichte, Abbildungen, Beschreibungen, Muster, Preislisten und sonstige 
Drucksachen sind nur annähernd, jedoch bestmöglich ermittelt, für uns aber unverbindlich.

3.	Die Preise verstehen sich ab Werk oder Lager zuzüglich Fracht und Kosten der Abholung und Entsorgung 
von Verpackungen sowie MwSt. Unvorhergesehene Mehraufwendungen, die aus der Durchführung unserer 
Leistungen entstehen und für die keine Preiszuschläge vereinbart sind, insbesondere für Abladezeiten 
über eine Stunde sowie Wartezeiten, trägt der Kunde, es sei denn, wir haben diese zu vertreten.

	 Die Preise für Betonstahlmatten beinhalten keine Schneid- und Biegekosten; Verschnitt geht zu Lasten 
des Kunden.

4.	Sofern nichts anderes vereinbart, gelten die Preise und Bedingungen unserer bei Vertragsschluss gültigen 
Preisliste.

5.	Preisänderungen sind zulässig, wenn zwischen Vertragsabschluss und vereinbartem Liefertermin mehr 
als vier Monate liegen. Erhöhen sich danach bis zur Fertigstellung der Lieferung Abgaben oder andere 
Fremdkosten, die im vereinbarten Preis enthalten sind, so sind wir berechtigt, den Preis angemessen 
entsprechend den Kostensteigerungen zu erhöhen. Der Kunde ist zum Rücktritt berechtigt, wenn die 
Preiserhöhung den Anstieg der allgemeinen Lebenshaltungskosten zwischen Bestellung und Auslieferung 
nicht nur unerheblich übersteigt.

	 Ist der Kunde Unternehmer nach 1.2, sind Preisänderungen gemäß der vorgenannten Regelung zulässig, 
wenn zwischen Vertragsabschluss und vereinbartem Liefertermin mehr als vier Wochen liegen.

6.	Wir behalten uns für noch nicht gelieferte Mengen eine Erhöhung des vereinbarten Preises vor, wenn 
aufgrund einer Änderung der Rohstoff- und/oder Wirtschaftslage Umstände eintreten, die die Herstel­
lung und/oder den Einkauf des betreffenden Erzeugnisses wesentlich gegenüber dem Zeitpunkt der 
Preisvereinbarung verteuern. In diesem Fall kann der Kunde binnen vier Wochen nach Mitteilung der 
Preiserhöhung die von ihr betroffenen Aufträge streichen.

III. Lieferung und Leistung
1.	Die Lieferung erfolgt ab Werk oder Lager auf Gefahr des Kunden. Lieferung frei Lieferadresse des Kun­

den bedeutet Anlieferung ohne Abladung unter Voraussetzung einer mit schwerem Lastzug befahrbaren 
Anfuhrstraße, so haftet dieser für auftretende Schäden.

2.	Versicherung gegen Transportschäden, Transportverluste und Bruch erfolgt nur auf ausdrücklichen 
Wunsch des Kunden für seine Rechnung. Schadensmeldungen sind unverzüglich nach Empfang der 
Ware zu erstatten und schriftlich zu bestätigen.

	 Die Lieferung von Eisen und Stahl erfolgt unverpackt und nicht gegen Rost geschützt. Bei Bündelung 
oder Paketierung wird brutto für netto verwogen.

3.	Versandfertig gemeldete Ware muss unverzüglich abgerufen werden. Geschieht das nicht, so sind wir 
berechtigt, sie nach Mahnung auf Kosten und Gefahr des Kunden zu versenden oder nach eigenem 
Ermessen zu lagern und sofort zu berechnen.

4.	Der Kunde hat Teillieferungen anzunehmen, es sei denn, er weist nach, dass deren Annahme ihm nicht 
zuzumuten ist. Wir sind zu branchenüblichen Mehr- oder Minderleistungen berechtigt.

5.	Bei Abschlüssen mit fortlaufender Auslieferung sind uns Abrufe für ungefähr gleiche Monatsmengen 
aufzugeben. Wird die Vertragsmenge durch die einzelnen Abrufe des Kunden überschritten, so sind wir 
zur Lieferung des Überschusses berechtigt, aber nicht verpflichtet. Wir können den Überschuss zu den 
bei dem Abruf oder der Lieferung gültigen Preisen berechnen.

6.	Die Erfüllung des Vertrages sowie die Liefer- und Leistungsfristen setzen voraus
–	 die richtige und rechtzeitige Selbstbelieferung durch unseren Lieferanten. Dies gilt nur für den Fall, 

dass die Nichtlieferung nicht von uns zu vertreten ist, insbesondere bei Abschluss eines kongruenten 
Deckungsgeschäfts mit unserem Lieferanten.

	 Der Kunde wird über die Nichtverfügbarkeit der Leistung unverzüglich informiert. Die Gegenleistung 
wird unverzüglich zurückerstattet.

–	 die richtige und rechtzeitige Vornahme der dem Kunden obliegenden Mitwirkungshandlungen, ins­
besondere die Übermittlung aller für die Erbringung der Leistung erforderlichen Informationen und 
Unterlagen, wobei wir nicht verpflichtet sind, diese, insbesondere Bewehrungspläne und Stahllisten, 
auf Richtigkeit und Vollständigkeit zu überprüfen.

–	 die richtige und rechtzeitige Fertigstellung, der für die Erbringung unserer Leistungen erforderlichen 
Vorleistungen des Kunden oder Dritter.

7.	Die Liefer- bzw. Leistungsfristen verlängern sich um den Zeitraum, um den der Kunde seine Verpflichtung 
uns gegenüber nicht erfüllt sowie im Falle des Arbeitskampfes für die Dauer der hierdurch bedingten 
Störung.

	 Entsprechendes gilt für Liefertermine.

IV. Zahlungen
1.	Falls nicht anders vereinbart oder in unseren Rechnungen angegeben, ist der Kaufpreis sofort nach 

Lieferung ohne Skontoabzug in EURO bar fällig. Bei Streckengeschäften haben Zahlungen bis zum 15. 
des der Lieferung folgenden Monats in EURO bar zu erfolgen.

2.	Ist der Kunde Unternehmer nach 1.2 stehen ihm nur insoweit ein Zurückbehaltungsrecht und eine Auf­
rechnungsbefugnis zu, wie seine Gegenansprüche unbestritten oder rechtskräftig festgestellt sind.

3.	Der Käufer kommt spätestens 10 Tage nach Fälligkeit und Zugang der Rechnung/Zahlungsaufstellung 
oder Empfang der Leistung in Verzug.

4.	Wird nach Abschluss des Vertrages erkennbar, dass unser Zahlungsanspruch durch mangelnde Leistungs­
fähigkeit des Kunden gefährdet wird, stehen uns die Rechte aus § 321 BGB (Unsicherheitseinrede) zu. 
Wir sind dann auch berechtigt, alle unverjährten Forderungen aus der laufenden Geschäftsverbindung 
mit dem Kunden fällig zu stellen. Im Übrigen erstreckt sich die Unsicherheitseinrede auf alle weiteren 
ausstehenden Lieferungen und Leistungen aus der Geschäftsverbindung mit dem Kunden.

5.	Ein vereinbartes Skonto bezieht sich immer nur auf den Rechnungswert ausschließlich Fracht und setzt 
den vollständigen Ausgleich aller fälligen Verbindlichkeiten des Kunden im Zeitpunkt der Skontierung 
voraus.

V.	Eigentumsvorbehalte
1.	Alle gelieferten Waren bleiben unser Eigentum (Vorbehaltsware) bis zur Erfüllung sämtlicher Forderungen, 

insbesondere auch der jeweiligen Saldoforderungen, die uns im Rahmen der Geschäftsbeziehung zu­
stehen (Saldovorbehalt) und der Forderungen, die durch den lnsolvenzverwalter einseitig im Wege der 
Erfüllungswahl begründet werden. Dies gilt auch für künftig entstehende und bedingte Forderungen, z.B. 
aus Akzeptantenwechseln, und auch, wenn Zahlungen auf besonders bezeichnete Forderungen geleistet 
werden. Dieser Saldovorbehalt erlischt endgültig mit dem Ausgleich aller im Zeitpunkt der Zahlung noch 
offenen und von diesem Saldovorbehalt erfassten Forderungen.

2.	Be- und Verarbeitung der Vorbehaltsware erfolgen für uns als Hersteller im Sinne von § 950 BGB, ohne uns 
zu verpflichten. Die be- und verarbeitete Ware gilt als Vorbehaltsware im Sinne der Nr. 1. Bei Verarbeitung, 
Verbindung und Vermischung der Vorbehaltsware mit anderen Waren durch den Kunden steht uns das 
Miteigentum anteilig an der neuen Sache zu im Verhältnis des Rechnungswertes der Vorbehaltsware 
zum Rechnungswert der anderen verwendeten Waren. Erlischt unser Eigentum durch Verbindung oder 
Vermischung, so überträgt der Kunde uns bereits jetzt die ihm zustehenden Eigentumsrechte an dem 
neuen Bestand oder Sache im Umfang des Rechnungswertes der Vorbehaltsware und verwahrt sie 
unentgeltlich für uns. Unsere Miteigentumsrechte gelten als Vorbehaltsware im Sinne der Nr. 1.

3.	Der Kunde darf die Vorbehaltsware nur im gewöhnlichen Geschäftsverkehr zu seinen normalen Geschäfts­
bedingungen und solange er nicht in Verzug ist, veräußern, vorausgesetzt, dass die Forderungen aus der 

Weiterveräußerung gem. Nr. 4 bis 6 auf uns übergehen. Zu anderen Verfügungen über die Vorbehaltsware 
ist er nicht berechtigt.

4.	Die Forderungen aus der Weiterveräußerung der Vorbehaltsware werden, zusammen mit sämtlichen 
Sicherheiten, die der Käufer für die Forderung erwirbt, bereits jetzt an uns abgetreten. Sie dienen in dem­
selben Umfang zur Sicherung wie die Vorbehaltsware. Werden die verkauften Waren veräußert, so wird 
uns die Forderung aus der Weiterveräußerung im Verhältnis des Rechnungswertes der Vorbehaltsware 
zum Rechnungswertes der anderen verkauften Waren abgetreten. Bei der Veräußerung von Waren, an 
denen wir Miteigentumsanteile gem. Nr. 2 haben, wird uns ein unserem Miteigentumsanteil entsprechender 
Teil abgetreten. Wird die Vorbehaltsware vom Kunden zur Erfüllung eines Werkvertrages verwendet, so 
wird die Forderung aus dem Werkvertrag in gleichem Umfang im Voraus an uns abgetreten.

5.	Der Kunde ist berechtigt, Forderungen aus der Weiterveräußerung einzuziehen. Diese Einziehungs­
ermächtigung erlischt im Falle unseres Widerrufs, spätestens aber bei Zahlungsverzug, Nichteinlösung 
eines Wechsels oder Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens. Von unserem Widerrufsrecht 
werden wir nur dann Gebrauch machen, wenn nach Abschluss des Vertrages erkennbar wird, dass unser 
Zahlungsanspruch aus diesem oder aus anderen Verträgen mit dem Kunden durch dessen mangelnde 
Leistungsfähigkeit gefährdet wird. Auf unser Verlangen ist der Kunde verpflichtet, seine Abnehmer sofort 
von der Abtretung an uns zu unterrichten und uns die zur Einziehung erforderlichen Unterlagen zu ge­
ben.

6.	Eine Abtretung von Forderungen aus der Weiterveräußerung ist unzulässig, es sei denn, es handelt sich 
um eine Abtretung im Wege des echten Factorlng, die uns angezeigt wird und bei welcher der Factoring-
Erlös den Wert unserer gesicherten Forderung übersteigt. Mit der Gutschrift des Factoring-Erlöses wird 
unsere Forderung sofort fällig.

7.	Von einer Pfändung oder sonstigen Beeinträchtigung durch Dritte hat uns der Kunde unverzüglich zu 
unterrichten. Der Kunde trägt alle Kosten, die zur Aufhebung des Zugriffs oder zum Rücktransport der 
Vorbehaltsware aufgewendet werden müssen, soweit sie nicht von Dritten ersetzt werden.

8.	Gerät der Kunde in Zahlungsverzug oder löst er einen Wechsel bei Fälligkeit nicht ein, sind wir berechtigt, 
die Vorbehaltsware zurückzunehmen und zu diesem Zweck gegebenenfalls den Betrieb des Käufers zu 
betreten. Gleiches gilt, wenn nach Abschluss des Vertrages erkennbar wird, dass unser Zahlungsanspruch 
aus diesem oder aus anderen Verträgen mit dem Kunden durch dessen mangelnde Leistungsfähigkeit 
gefährdet wird. Die Rücknahme ist kein Rücktritt vom Vertrag. Vorschriften der Insolvenzordnung bleiben 
unberührt.

9.	Übersteigt der Rechnungswert der bestehenden Sicherheiten die gesicherten Forderungen einschließlich 
Nebenforderungen (Zinsen, Kosten o.ä.) insgesamt um mehr als 50 von Hundert, sind wir auf Verlangen 
des Kunden insoweit zur Freigabe von Sicherheiten nach unserer Wahl verpflichtet.

VI. Haftung für Sachmängel
1.	Sachmängel der Ware sind unverzüglich, spätestens sieben Tage seit Ablieferung schriftlich anzuzeigen. 

Sachmängel, die auch bei sorgfältiger Prüfung innerhalb dieser Frist nicht entdeckt werden können, sind 
– unter sofortiger Einstellung etwaiger Be- und Verarbeitung – unverzüglich nach Entdeckung, spätestens 
vor Ablauf der vereinbarten oder gesetzlichen Verjährungsfrist schriftlich anzuzeigen. Für Unternehmer 
ergeben sich die Rügepflichten ungeachtet der vorstehenden Regelungen aus §§ 377, 378 HGB.

2.	Nach Durchführung einer vereinbarten Abnahme der Ware durch den Kunden ist die Rüge von Sach­
mängeln, die bei der vereinbarten Art der Abnahme feststellbar waren, ausgeschlossen.

3.	Bei berechtigter, fristgemäßer Mängelrüge können wir nach unserer Wahl den Mangel beseitigen durch 
Nachbesserung oder eine mangelfreie Sache liefern (Nacherfüllung) gegen Rücknahme der mangelhaften 
Ware. Sofern die Erfüllung ernsthaft und endgültig durch uns verweigert wird, wir die Beseitigung des 
Mangels und Nacherfüllung wegen unverhältnismäßiger Kosten verweigern, die Nacherfüllung fehlschlägt 
oder sie uns unzumutbar ist, kann der Kunde nach seiner Wahl nur Herabsetzung des Kaufpreises 
(Minderung) oder Rückgängigmachung des Vertrages (Rücktritt) und Schadensersatz im Rahmen der 
Haftungsbeschränkung (VII.) statt der Leistung verlangen.

	 Bei einer nur geringfügigen Vertragswidrigkeit insbesondere bei nur geringfügigen Mängeln, steht dem 
Auftraggeber jedoch kein Rücktrittsrecht zu.

4.	Gibt der Kunde uns nicht unverzüglich Gelegenheit, uns von dem Sachmangel zu überzeugen, stellt er 
insbesondere auf Verlangen die beanstandete Ware oder Proben davon nicht unverzüglich zur Verfügung, 
entfallen alle Rechte wegen des Sachmangels.

5.	Bei Waren, die als deklassiertes Material verkauft worden sind – z.B. sog. II a-Material – stehen dem 
Kunden bezüglich der angegebenen Deklassierungsgründe und solcher, mit denen er üblicherweise zu 
rechnen hat, keine Rechte aus Sachmängeln zu. Beim Verkauf von II a-Material ist unsere Haftung wegen 
Sachmängel ausgeschlossen.

6.	Aufwendungen im Zusammenhang mit der Nacherfüllung übernehmen wir nur, soweit sie im Einzelfall, 
insbesondere im Verhältnis zum Kaufpreis der Ware, angemessen sind. Aufwendungen, die dadurch 
entstehen, dass die verkaufte Ware an einen anderen Ort als den Sitz oder die Niederlassung des Kun­
den verbracht worden ist, übernehmen wir nicht, es sei denn, dies entspräche ihrem vertragsgemäßen 
Gebrauch.

7.	Rückgriffsrechte des Unternehmers nach § 478 BGB bleiben unberührt.

VII. Allgemeine Haltungsbegrenzung
1.	Bei leicht fahrlässigen Pflichtverletzungen beschränkt sich die Haftung durch uns auf den nach der Art 

des Vertragsabschlusses vorhersehbaren, vertragstypischen, unmittelbaren Durchschnittsschaden. Dies 
gilt auch bei leicht fahrlässigen Pflichtverletzungen der gesetzlichen Vertreter oder unser Erfüllungsgehil­
fen.

	 Gegenüber Unternehmern haften wir bei leicht fahrlässiger Verletzung unwesentlicher Vertragspflichten 
nicht.

2.	Diese Beschränkungen gelten nicht bei schuldhaftem Verstoß gegen wesentliche Vertragspflichten, 
soweit die Erreichung des Vertragszwecks gefährdet wird, in Fällen zwingender Haftung nach dem 
Produkthaftungsgesetz, bei Schäden des Lebens, des Körpers und der Gesundheit und auch dann nicht, 
wenn und soweit wir Mängel der Sache arglistig verschwiegen oder deren Abwesenheit garantiert haben. 
Die Regeln über die Beweislast bleiben hiervon unberührt.

3.	Die bezeichneten Ansprüche aus VI. 3 verjähren im Bereich des Verbrauchsgüterkauf nach den Regeln 
des § 438 I BGB. Ist der Kunde Unternehmer nach 1.2 und soweit nichts anderes vereinbart, verjähren 
vertragliche Ansprüche, die dem Kunden gegen uns aus Anlass oder im Zusammenhang mit der Liefe­
rung der Ware entstehen, ein Jahr nach Ablieferung der Ware. Bei Arbeiten an einem Grundstück oder 
einem Bauwerk verjähren die Ansprüche nach der Regelung des § 634a BGB oder VOB/B, falls diese 
vereinbart worden ist. Davon unberührt bleiben unsere Haftung aus vorsätzlichen und grob fahrlässigen 
Pflichtverletzungen sowie die Verjährung von gesetzlichen Rückgriffsansprüchen.

VIII. Erfüllungsort, Gerichtsstand und anzuwendendes Recht
1.	Erfüllungsort für unsere Lieferungen ist bei Lieferung ab Werk das Lieferwerk, bei den übrigen Lieferungen 

unser Lager. Gerichtsstand ist nach unserer Wahl der Sitz unserer Hauptniederlassung (Potsdam) oder 
der Sitz des Kunden.

2.	Für alle Rechtsbeziehungen zwischen uns und dem Kunden gilt in Ergänzung zu diesen Bedingungen 
das deutsche Recht. Die Bestimmungen des Übereinkommens vom 11. April 1980 über Verträge über 
den internationalen Warenkauf (ClSG) finden keine Anwendung.

IX. Unzulässige Weiterlieferung
1.	EGKS-Erzeugnisse, die nicht ausdrücklich zum Export in Drittländer verkauft sind, dürfen nicht in unverar­

beitetem Zustand in Länder außerhalb der EG verbracht werden. Der EG gleichgesetzt sind insofern die 
Hoheitsgebiete von Finnland, Norwegen, Österreich und Schweden. Auf unser Verlangen hat der Kunde 
den Verbleib der Ware nachzuweisen. Verstößt der Kunde gegen diese Verpflichtungen, so hat er uns 
eine Vertragsstrafe in Höhe von 30 % des vereinbarten Kaufpreises zu zahlen. Wir sind berechtigt, statt 
dessen Ersatz des tatsächlichen Schadens zu verlangen.

2.	Der Kunde hat dafür zu sorgen, dass EGKS-Erzeugnisse an keinen anderen Bestimmungsort und zu 
keinem anderen Empfänger gelangen, als er mit uns vereinbart hat. Verstößt der Kunde gegen diese 
Verpflichtung und zieht er daraus einen ungerechtfertigten Vorteil bei der Frachtberechnung oder einen 
ungerechtfertigten Preisvorteil, so hat er uns eine Vertragsstrafe in Höhe des dreifachen Wertes dieses 
Vorteils zu zahlen. Auf unser Verlangen hat der Kunde nachzuweisen, dass er die in Absatz 1 genannte 
Verpflichtung erfüllt hat.

X. Schlussbestimmungen
	 Sollten einzelne Bestimmungen des Vertrages mit dem Kunden einschließlich dieser Allgemeinen Ge­

schäftsbedingungen ganz oder teilweise unwirksam sein oder werden, so wird hierdurch die Gültigkeit 
der übrigen Bestimmungen nicht berührt. Die ganz oder teilweise unwirksame Regelung soll durch eine 
Regelung ersetzt werden, deren wirtschaftlicher Erfolg dem der unwirksamen möglichst nahe kommt.


